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Urkundenanforderung
[bookmark: AMLoesungEnde]Problem
Die Anforderung von Personenstandsurkunden aus dem Geburten-, Ehe-, Lebenspartnerschafts- und Sterberegister eignet sich, um die elektronische Kommunikation des Bürgers mit dem Standesamt zu ermöglichen.
Eine Schnittstelle des Verlags für Standesamtswesen (xSta-Urkunden) wurde seit mehreren Jahren produktiv eingesetzt. Allein in 2016 wurden etwa 150.000 Anforderungen gestellt. Der Geschäftsvorfall soll nun durch XPersonenstand abgedeckt werden.
Lösung
Es wurden die Nachrichten 081030, 082030, 083030 und 084030 für Urkundenanforderungen aus den Geburten-, Ehe-, Lebenspartnerschafts- und Sterberegistern in Kapitel 12 der Spezifikation aufgenommen.
In den Nachrichten werden folgende Daten übermittelt:
1. Angaben zum Antragsteller
1. Angaben zum Ereignis / Registereintrag
1. Angaben zu den angeforderten Urkunden
1. Angaben zur Identifikation des Antragstellers
1. Zustell- und Zahlungsinformationen.
Durch die Aufnahme der Angaben 3.-5. sollen bestehende Anwendungsszenarien bestmöglich unterstützt werden. Damit soll eine möglichst schnelle und breite Umsetzung befördert werden.
Es ist insbesondere darauf hinzuweisen, dass die Zahlungsinformationen aufgenommen wurden, obwohl die Übermittlung und die Pflege von Informationen dieser Art nicht der Fachlichkeit des Personenstandswesens zuzuordnen ist. Die Aufnahme erfolgte, um die vom Fachverfahren geforderten Informationen übermitteln zu können und eine Umsetzung des Kapitels im Fachverfahren zu befördern. 
Es wird dabei davon ausgegangen, dass ausschließlich Portale aus öffentlicher Hand XPersonenstand-Nachrichten an die Standesämter senden. Entsprechend wird der in XPersonenstand vorgesehene sichere Transportweg (gesicherte Netze oder OSCI und DVDV) zum Einsatz kommen.
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Problembeschreibung bei Erfassung
Für die elektronische Kommunikation des Bürgers zum Standesamt eignen sich die folgenden Geschäftsvorfälle:
· Die Vorbereitung der Anmeldung der Eheschließung und der Anmeldung der Begründung einer Lebenspartnerschaft,
· die Anforderung von Personenstandsurkunden aus dem Ehe-, Geburten-, Lebenspartnerschafts- und Sterberegister.
Mit dem CR 124/2016 Voranmeldung einer Eheschließung bzw. Begründung einer Lebenspartnerschaft wird der erste Geschäftsvorfall bereits im EG XPS bearbeitet.
Für beide Geschäftsvorfälle gibt es eine Schnittstelle des Verlags, die seit mehreren Jahren produktiv eingesetzt wird. Allein mit xSta-Urkunden, dem Frontend des Verlags, wurden 2016 etwa 150.000 Anforderungen gestellt –also durchaus nennenswerte Fallzahlen.
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Da der Geschäftsvorfall Urkundenanforderung durch den Bürger geeignet ist, um die elektronische Kommunikation mit dem Bürger auszubauen, werden entsprechende XPersonenstandsnachrichten modelliert.
Damit könnte die aktuell verwendete Schnittstelle durch Nachrichten nach dem Standard XPersonenstand abgelöst werden.
Als Vorlage für die Modellierung ist die Dokumentation der aktuellen Schnittstelle des Verlags beigefügt (Anlage 1). Relevant ist das Kapitel 3. Kapitel 2 beschreibt den Transportweg, der bei XPersonenstandsnachrichten bereits etabliert ist.
Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: EG XPS 	2017-03-08
Die Mitteilung für die Urkundenanforderung sollte Angaben zur Registernummer als optionales Element enthalten, da die Abläufe im hessischen Portal die Übermittlung erfordern.
Bearbeitet durch: KoSIT / Vahjen	2017-05-02
Das Kapitel 12. wurde um die Urkundenanforderung ergänzt. Es wurden die Abschnitte 12.1 und 12.2 um Passagen zur Urkundenanforderung ergänzt.
Die Tabelle der Nachrichten wurde um die Nachrichten 081030, 082030, 083030 und 084030 ergänzt.
Die Datenstrukturen der Nachrichten wurden nach der Vorlage der xSta-Schnittstelle modelliert. Die Felder wurden zu drei inhaltlichen Blöcken zusammengefasst: 
1. Antragsteller
2. Beurkundetes Ereignis, über das eine Urkunde angefordert wird.
3. Art und Anzahl der Urkunden.
Zu [2017-03-08]: Der Registereintrag wurde als optionales Element in allen vier Nachrichten aufgenommen. 
Es wurden folgende neue Datentypen eingeführt:
· Urkundenanforderung.NamenPerson: Dieser Datentyp enthält nur den Vor und den Familiennamen, keinen Geburtsnamen. Da diese Struktur noch nicht vorhanden war, musste ein lokaler Datentyp erstellt werden.
· Urkundenanforderung.BeurkundetesEreignis: Dieser Datentyp enthält Felder, die Angaben zum Beurkundeten Ereignis enthalten und dient als Basis für Ableitungen. 
· Urkundenanforderung.Antragsteller
· Urkundenanforderung.Anschrift.Antragsteller
· Urkundenanforderung.Urkunde.Anzahl
· Urkundenanforderung.Urkunde.Zweck enthält Angaben zur Urkunde und dient als Basis für Ableitungen.

Viele Datentypen sind zur Sichtung des EG noch ausgeklappt.


Fragen:
1. Nachrichtennummern
Die bisher vergebenen Nummern für die Nachrichten im Portal-Kontext scheinen ungünstig
· Bisher:
· Voranzeige Geburt: 		081010
· VoranMELDUNG Ehe:  	082010
· VoranMELDUNG LP:		083010
· VoranZEIGE Tod:		084010
· Möglicher Weise besser (und so in die Spez. aufgenommen): 
· VoranZEIGE Geburt: 	081010
· VoranMELDUNG Ehe:  	082020
· VoranMELDUNG LP:		083020
· VoranZEIGE Tod:		084010
· Urkundenanforderung	081030 – 084030 
·  So in Ordnung
2. Was passiert, wenn das Standesamt nicht für die Person zuständig ist?
·  Portalfehler, oder konventionelle Rückfrage vom StA
3. Gibt es irgendeine Rückmeldung an den Bürger (z.B. auch zum Bearbeitungsstand)? Wenn ja, an welchem Punkt des Prozesses (Portal hat Nachricht versandt, StA hat Daten geprüft, etc.)?  Keine (weitere) Information durch das StA. Die Rückantwort obliegt dem Standesamt. Keine Klarstellung in Spez.
4. Wie soll das Portal mit verwalteten Standesämtern umgehen?
5. Soll es irgendeine Art von Authentisierung geben (sicherheitskritische Daten, z.B. Adoption), oder reicht es, die Daten zu plausibilisieren?
· Findet eine Überprüfung der Daten mit dem Melde	register statt?
· Können Urkunden ggf. nur für sich selbst elektronisch angefordert werden?
Vgl. § 62 PStG (Dortmund: etwa 80% von 40 000  Urkunden/Jahr werden für sich selbst angefordert.  8000 werden von anderen Personen angefordert, ist also kein Einzelfall)
· Aus Dortmund: Ausschließlich Plausibilisierung der Daten. (Übereinstimmung der Daten in Anforderung, auf Urkunde und der Anschrift, an die die Urkunden gehen sollen.)
6. Muss ein Bezahlprozess integriert werden? – 
· Ist im Entwurf nicht in XPS geregelt. 
· Wie werden die unterschiedlichen Kosten einer Urkunde im Portal ermittelt/dargestellt?
· Angaben zu Zahlung und Lieferung sind noch nicht modelliert. 
· Idee: Die Urkunde wird an die Adresse des Antragstellers versendet, andere Möglichkeiten sind nicht vorgesehen. 
· Kosten einer Urkunde: Datentyp String ok? Oder besser FLOAT oder INT?

7. Was ist die Rechtsgrundlage zur Urkundenanforderung via Portal? 
· § 55 in Verbindung mit § 62 PStG scheint zu passen. 
8. Versand der Urkunden nur bei Übereinstimmung der Adresse?
· Soll der Datentyp Privat2StA.Anschrift für die Anschrift verwendet werden? Hier sind jedoch alle Felder optional, was bedeuten kann, dass die Urkunden im Zweifelsfall nicht zugestellt werden können, bzw. eine konventionelle Klärung erforderlich ist.
9. eID: Muss diese Funktion unterstützt werden? Sollte diese Funktion dann in der Nachricht spezifiziert werden? 
· Idee: Nein. Wenn, sollte eine Authentifizierung  vom Portal durchgeführt werden. Es wäre also eine zusätzliche Möglichkeit der Plausibilisierung.
10. Registereintrag: Reicht hier ein String aus? Oder muss die Struktur vom Registereintrag abgebildet werden? 
·  Kann das Portal die Struktur bedienen? Der Bürger wohl nur in den seltensten Fällen.
11. Text „Eine Rückweisung von Nachrichten vom Standesamt an das Eingabeverfahren ist nicht zulässig“ samt Fußnote wurde in den Abschnitt Urkundenanforderung kopiert.
· Wo ist eine zentrale Einbindung sinnvoll?
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2017-05-10
Die einleitenden Texte des Kapitels 12, Abschnitte 12.1 und 12.2, sollen im Umlaufverfahren überarbeitet werden. Insbesondere soll auch im Abschnitt 12.1 die Dreiteilung in Voranzeige, Voranmeldung und Urkundenanforderung aufgegriffen werden.
Zuarbeiten sollen bis zum 16.5.2017 an die KoSIT gesandt werden. Die überarbeiteten Texte werden dann von der KoSIT bereitgestellt. 
Das EG beschließt folgende Änderungen am Prozessmodell:
1. Die Nachrichtentitel sollen „Anforderung von Urkunden aus dem …register“ lauten.
2.  Die Aktivität „Identität nachweisen“ soll zu „Identität nachweisen und Fragen klären“ erweitert werden.
3. Die Daten sollen als „Identitätsnachweis und Unterlagen“ bezeichnet werden.
4. Der Versand der Urkunden soll aus der letzten Aktivität gestrichen werden, da der Versand nicht mehr Teil von XPersonenstand ist.
Das EG beschließt folgende Änderungen an der Modellierung der Nachrichten:
081030:
1. Die Rechtsgrundlage soll „§62 i.V.m. §55 PStG“ lauten.
2. Die Hausnummer in der Anschrift fehlt. In der Dokumentation des Elements „strasse“ soll darauf hingewiesen werden, dass hier die Hausnummer mit anzugeben ist. Dies soll die Eingabeverfahren vereinfachen und deren Akzeptanz erhöhen.
3. Statt dem Bundesland (Element „land“) soll der Staat als optionales Freitext in der Anschrift modelliert werden.
4. Die Multiplizität der Kontaktdaten soll auf „1..*“ erweitert werden.
5. Statt „berechtigung“ soll „verwandtschaftsverhaeltnis“ als Pflichtfeld aufgenommen werden mit der Dokumentation „Hier muss das Verwandtschaftsverhältnis des Antragstellers zur beurkundeten Person näher beschrieben werden, zur Prüfung der Berechtigung nach § 62 PStG.“
6. Das Geburtsdatum des Antragstellers soll als Pflichtfeld eingefügt werden. Dies soll erkennbar machen, ob der Antragsteller das erforderliche Alter von 16 Jahren erreicht hat.
7. Das Element „beurkundeteGeburt“ soll in “kind“ umbenannt werden.
8. Das Element „nameBetroffenePerson“ soll in „namen“ umbenannt werden.
9. Das Element „geschlecht“ kann entfallen, da es nicht zur Plausibilisierung der Angaben notwendig ist.
10. Die Angaben zu Kosten der Urkunden können entfallen. Auch weitere Angaben zu Zahlungen sollen nicht betrachtet werden. Damit können die komplexen Datentypen in einfache Datentypen aufgelöst werden.
11. Die Modellierung der Anzahlen der verschiedenen Urkunden als Pflichtfeld wird bestätigt.
12. Der Verwendungszweck soll als neues Pflichtelement modelliert werden. Es soll dazu dienen, die Angaben zu plausibilisieren.
13. Das Element „ohneEltern“ soll entfallen. Es soll nur der Standardfall einer Geburtsurkunde mit allen Angaben betrachtet werden, sonst müssten auch weitere optionale Angaben (Geschlecht und Religion) betrachtet werden.
14. Das Element „mitGeburtszeit“ soll in der Modellierung verbleiben, auch wenn es sich hier nicht um eine Urkunde sondern lediglich um eine Bescheinigung handelt.

082030/083030:
1. Die Geburtsnamen der Eheschließenden / Lebenspartner sollen als optionale Felder aufgenommen werden. Wenn sie richtig gefüllt sind, bedeutet es eine Erleichterung bei der Suche nach Familienbüchern, wenn sie nicht richtig gefüllt sind, entsteht zumindest kein Mehraufwand im Standesamt verglichen mit einem nicht angegebenen Geburtsnamen.
2. Das Element „datumBegruendung“ enthält einen Schreibfehler.

084030:
1. Das Element „geschlecht“ kann entfallen. Es handelt sich nicht um ein notwendiges Identifikationsdatum und die Einschränkung (ohne x) könnte Fragen aufwerfen.
2. Das Element „sterbedatum“ soll optional werden. Das Sterbedatum ist dem Antragsteller oft nicht (mehr) bekannt. Erfolgt die Angabe, so soll sie weiterhin vollständig erfolgen (Modellierung als „Tagesdatum“).
Die offenen Fragen (siehe 2017-05-02) wurden wie folgt beantwortet:
1. Die neuen Nachrichtennummern werden bestätigt.
2. Die Ermittlung des zuständigen Standesamts obliegt dem Eingabeverfahren. Ggf. erfolgt konventionelle Klärung mit dem Antragsteller.
3. Die Rückantwort obliegt dem StA und soll nicht im Prozess beschrieben werden.
4. Die Ermittlung des zuständigen Standesamts obliegt dem Eingabeverfahren.
5. Eine Authentisierung wird durch XPersonenstand nicht gefordert, falls das Eingabeverfahren eine Authentisierung anbietet, würde die Erhöhung des Schutzes begrüßt.
6. Bezahlvorgänge werden in XPersonenstand nicht behandelt.
7. Die Rechtsgrundlage soll „§62 i.V.m. §55 PStG“ lauten.
8. Der Versand der Urkunden wird in XPersonenstand nicht behandelt. Fehlende Daten müssen konventionell beim Antragsteller beschafft werden.
9. eID soll nicht betrachtet werden.
10. Der Registereintrag soll als einfache Zeichenkette modelliert werden.
11. Der entsprechende Absatz wird in den allgemeinen Teil des Kapitels verschoben.

Bearbeitet durch: KoSIT / Vahjen	2017-05-23
Die aus EG 05 besprochenen Änderungen wurden eingearbeitet. Die Texte in den Abschnitten 12.1.2 und 12.2.3 wurden durch die Texte der Umlaufbefassung ersetzt.
Die gewünschte Aufnahme des optionalen Geburtsnamens für die Elemente ehemann, ehefrau, LP1 und LP2, resultiert in der Anpassung des Datentyps. Es wird nun statt Urkundenanforderung.NamenPerson der Typ PersonName genutzt. 
Um die Komplexität zu reduzieren wurden die  Elemente vorname und familienname vom Typ AllgemeinerName.Personenstandswesen in den Datentyp Urkundenanforderung.Antragsteller eingefügt. Der nun nicht mehr genutzte Datentyp Urkundenanforderung.NamenPerson wurde entfernt.
Die bisherige Modellierung, den Datentyp Urkundenanforderung.Urkunde.Zweck.Eingeschraenkt durch eine Restriction des Typs Urkundenanforderung.Zweck  zu realisieren, wurde geändert, in eine Generalisierung des Typs Urkundenanforderung.Urkunde.Zweck zum Typ Urkundenanforderung.Urkunde.Zweck.Erweitert. Danach wurde der Typ Urkundenanforderung.Urkunde.Zweck.Eingeschraenkt umbenannt in Urkundenanforderung.Urkunde.Zweck.
Sämtliche Elemente der beiden Typen sind als Pflichtfelder modelliert.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-05-30
Zu den Antworten auf die offenen Fragen aus der Sitzung am 10.5.2017:
· Ziffer 2: Ist es richtig, dass hierfür eine Liste der aktuellen und der verwalteten Standesämter im Eingabeverfahren bekannt sein muss?
· Ziffer 5 und 9: In Kapitel 12.2.3 wurde in Abstimmung mit BMI V 2 I ein Absatz aufgenommen, der (grundsätzlich) auch im elektronischen Verfahren einen Identitätsnachweis fordert. Anhand dieser Forderung sollen die Entscheidungen aus der Sitzung am 10.5.2017 nochmals geprüft werden. 
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-08-29
Der VfSt hat der KoSIT einen Vermerk über das Ergebnis der Gegenüberstellung der Urkundenanforderung in XPersonenstand und der Urkundenanforderung in xSta zur Verfügung gestellt. Der Vermerk liegt diesem CR in Anlage 2 bei. 
In diesem Vermerk kommt der VfSt zu dem Ergebnis dass die XPS-Mitteilungen zur Urkundenanforderungen um Angaben zu den Zahlungs- und Zustellinformationen, zur Identifikation der anfordernden Person und zum Verwendungszweck der Urkunden ergänzt werden sollten. 
Bearbeitet durch: KoSIT (Vahjen, Conrad, Weber)	2017-10-10
Zu den offenen inhaltlichen Punkten: 
1) Identität der anfordernden Person (vgl. [2017-05-10] Ziffer 5 und 9 sowie [2017-05-30])
a. Sofern das Portal die Identität der anfragenden Person überprüft, soll diese Information an das Standesamt übermittelt werden. Hier sollen die verschiedenen Vertrauensniveaus aus dem Servicekonto-Kontext wiederverwendet werden. (Vgl. auch Papier vom VfSt Ziffer 3 (Anlage 2)). 
2) Für die Suche nach dem heute zuständigen Standesamt (durch Bürger oder Portal) ist ein Verzeichnis der verwalteten Standesämter erforderlich. 
3) Zu den Wünschen vom VfSt ([2017-08-29])
a. Zu Zustellinformationen: Soll sich der Anfordernde zwischen postalischer Zustellung und persönlicher Abholung entscheiden können? Sofern dies gewünscht ist, müssen die Nachrichten entsprechend angepasst werden. 
b. Zu Zahlungsinformationen: Sollen Informationen zur Bezahlung vom Portal an das Standesamt übermittelt werden? 
i. In der Bearbeitung [2017-05-10] „Offene Fragen Nr. 6“ wurde im EG die Aufnahme von Zahlungsinformationen abgelehnt. 
ii. Sofern die Aufnahme dennoch gewünscht ist, muss festgelegt werden, welche Informationen erforderlich sind. Hier ist auch die angekündigte ePayment-Komponente im Portalverbund zu berücksichtigen (vgl. Anlage 3 S.2 unten / S.3 oben). 
c. Zur Identifikation der anfordernden Person: Siehe oben unter Ziffer 1
d. Zum Verwendungszweck von Urkunden: Bereits in den Nachrichten enthalten “artDerUrkunde/verwendungszweck“

Zu den Fragen hinsichtlich der Anbindung an den Portalverbund bzw. zur Verzeichnung im DVDV: 
1) Definition eines Portals (ausschließlich im Kontext vom XPersonenstand) erforderlich (vgl. AG CSB vom 2017-08-29)) (Liste wird bis zur Sitzung vervollständigt, dient so nur zur Vorbereitung):
a. Was ist ein Portal?
b. Welche Anforderungen muss ein Portal erfüllen, damit es im DVDV verzeichnet werden kann?
c. …
2) Planung der Erstellung eines Konzepts für die Verzeichnung von DVDV-Diensten:
a. Regionalbezug der Nummernsystematik (vgl. AG CSB vom 2017-08-29))
b. Dienstezuschnitt (1 Dienst für alles oder unterschiedliche Dienste)
c. Zeitplanung für die Erstellung
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2017-10-18
Zu den Fragen hinsichtlich der Anbindung an den Portalverbund bzw. zur Verzeichnung im DVDV (betrifft auch CR 123/2016 und 124/2016)
Es ist noch immer unklar, wie und wann der Portalverbund zur Verfügung steht. Derzeit läuft der Beta-Test des Bundesportals. Mitte 2018 soll ein erster Prototyp die Einbindung eines Landesportals in das Bundesportal demonstrieren. Die Länderportale wiederum bündeln die Dienste der kommunalen Portale. Dienste werden verbundweit gesucht und anhand von Leika-ID und AGS identifiziert werden.
Vor dem Hintergrund der weiterhin bestehenden Unklarheiten bezüglich des Portalverbunds spricht sich das EG dafür aus, die Nachrichten zunächst so zu entwerfen, dass möglichst viele Einsatzszenarien abgedeckt werden können. Dabei geht das EG allerdings davon aus, dass ausschließlich Portale aus öffentlicher Hand XPersonenstand-Nachrichten an die Standesämter senden. Entsprechend soll der in XPersonenstand vorgesehene sichere Transportweg (gesicherte Netze oder OSCI und DVDV) zum Einsatz kommen.
Die KoSIT wird die entsprechenden Anforderungen (DVDV-Eintragskonzept für Portale, Bereitstellung WSDL-Dateien) umsetzen.
In den Texten zum Portalverbund soll die Abgrenzung zwischen Portal und Eingabeverfahren geschärft werden.
Der VfSt plädiert dafür, alle Mitteilungen zwischen Portal und Standesamt in einem Dienst zu bündeln (vgl. Ziffer 2 der Bearbeitung vom [2017-10-10])

Zu den offenen inhaltlichen Punkten zu den Nachrichten 08x030: 
Das EG beschließt zur Erhöhung der Einsatzszenarien die Erweiterung der Nachrichten zur Urkundenanforderungen, wie vom VfSt vorgeschlagen.
Die folgenden Elemente sollen als optionale Felder aufgenommen werden:
· Identität der Person: Boolean „gesicherteIdentifikationErfolgt“ 
· Zustellinformation: Boolean „abholungImStandesamt“ (true, falls Urkunde zur Abholung bereitgestellt werden soll)
· Zahlungsinformation: 
· Boolean „zahlungErfolgt“
· „zahlungsinformation“ als xs:any
Der VfSt prüft bis zum EG 17-08, ob diese Modellierung die bekannten Einsatzszenarien abdeckt. Des Weiteren prüft der VfSt, ob die offene Modellierung der Zahlungsinformation als xs:any im Standard tatsächlich einer strukturierten Modellierung vorzuziehen ist.
Ggf. können in Zukunft Elemente wieder entfallen, sofern Funktionalitäten durch den Portalverbund übernommen werden (z. B. Zahlungskomponente).
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-10-26
Die Modellierung der Postleitzahl in dem Datentyp Urkundenanforderung.Anschrift.Antragsteller als nonNegativInteger sollte auf String geändert werden, da mit der derzeitigen Modellierung keine ausländischen Postleitzahlen übermittelt werden können, die Buchstaben enthalten (z. B. britische). 
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad)	2017-11-05
Zur Umsetzung der am 2017-10-18 beschlossenen Änderungen wurde der Datentyp Urkundenanforderung.Antragsteller (und damit alle Nachrichten zur Urkundenanforderung) wie folgt angepasst.
1. Es wurde das Element gesicherteIdentifikationErfolgt vom Typ boolean ergänzt, um übermitteln zu können, ob der Antragsteller vom Eingabeverfahren gesichert identifiziert wurde (z. B. mittels eID).
2. Es wurde das Element abholungImStandesamt vom Typ boolean ergänzt, um übermitteln zu können, ob der Antragsteller die angeforderten Urkunden im Standesamt abholen möchte.
3. Es wurde das Element zahlungErfolgt vom Typ boolean ergänzt, um übermitteln zu können, ob der Antragsteller die anfallenden Kosten bereits bezahlt hat.
4. Es wurde das Element zahlungsinformation  vom Typ xs:any ergänzt, um weitere Informationen zur Zahlung durch den Antragsteller zu übermitteln.
5. Der Datentyp für die Postleitzahl im Datentyp Urkundenanforderung.Anschrift.Antragsteller wurde wie in der Bearbeitung vom 2017-10-26 vorgeschlagen auf String.Latin geändert.
In den Texten des Kapitels 12 wurde die Abgrenzung zwischen Eingabeverfahren und Portalen geschärft. Es wird nun generell von Eingabeverfahren geredet und nur im Abschnitt, der dem Portalverbund gewidmet ist, wird auf die Integration von Eingabeverfahren in die Portale eingegangen.
Ein Eintrag für die Versionshistorie wurde erstellt.


Bearbeitet durch: VfSt (Horn)	2017-11-10
Wie vereinbart haben wir für den CR 2017-17 Urkundenanforderungen die Modellierung geprüft. 
Aus unserer Sicht überwiegen die Vorteile, die Zahlungsinformationen auszumodellieren,
gegenüber dem Vorteil der Flexibilität bei der Verwendung von xs:any.

Für die Modellierung der Zahlungsarten fehlen aus unserer Sicht
· die Kosten des ersten Exemplars
· die Kosten der weiteren Exemplare
· die Informationen des Elements ZahlungUndLieferung der xSta 2 Schnittstelle
Bearbeitet durch: KoSIT (Vahjen)	2017-11-13
Auf dem EG muss also noch geklärt werden, ob die wegen der Flexibilität vom EG präferierte Variante von xs:any zugunsten der festgelegten Modellierung wie vom Verlag gewünscht aufgegeben werden soll. Falls dies gewünscht ist, sollte die Ausgestaltung zwischen KoSIT und Verlag und ggf. dritten besprochen werden.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2017-11-14
Das EG beschließt, dass die Vorschläge des VfSt zur Modellierung der Zahlungsinformationen in enger Abstimmung zwischen KoSIT und VfSt für XPersonenstand 1.7.3 umgesetzt werden sollen.
Dem CAB soll bei der Abnahme der 1.7.3. explizit die Frage vorgelegt werden, ob die Zahlungsinformation in XPersonenstand tatsächlich geregelt werden soll.

Bearbeitet durch: AG Test / Koch	2017-11-15
Die Prüfung durch die AG Test ergab folgende Ergebnisse:

· Abschnitt 12.2.3, Fehler in erstem Absatz: „an das zuständige Standesamt“
· Abschnitt 12.2.3, zweiter Absatz: „Bei Übereinstimmung und Erfüllung der gesetzlichen Anforderungen gemäß §62, 63 PStG stellt es die gewünschte Anzahl…“
· Abschnitt 12.4.9: Schreibfehler in der Überschrift: „Beschinungung“ statt „Bescheinigung“
· Nachricht 081030 (Anforderung aus dem Geburtenregister): Die AG Test hat keine Einwände
· Nachricht 082030 (Anforderung aus dem Eheregister): Keine Einwände
· Nachricht 083030 (Anforderung aus dem LP-Register): Keine Einwände
· Nachricht 084030 (Anforderung Sterberegister): Keine Einwände
Bearbeitet durch: KoSIT (Vahjen)	2017-11-22
Die redaktionellen Hinweise der AG Test wurden umgesetzt.
Die Modellierung der Zahlungsinformationen soll nach interner Rücksprache mit dem Verlag (Horn) in der Art erfolgen, dass die Modellierung nur die gängigen Zahlungsarten (Vorkasse, Nachname, Rechnung oder SEPA-Lastschrift) beinhalten soll. Die Zahlungsarten epay21 und Zahlungsverkehrsplattform M-V sollen nicht umgesetzt werden. 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Umsetzung der vom Verlag gewünschten Zahlungsinformationen nicht in die Fachlichkeit des Personenstandswesens fällt, es daher im EG kein Fachwissen zu den Zahlungsinformationen und deren Ausprägung gibt und die KoSIT dies nur in enger Abstimmung mit dem Verlag umsetzt, damit die Einstiegshürden für die Umsetzung des Protalkapitels so gering wie möglich gehalten werden. 
Um die vom Verlag gewünschten  Zahlungsinformationen abbilden zu können, wurde ein neuer Datentyp Urkundenanforderung.Zahlungsinformationen (Abschnitt 12.4.10) erstellt. 
Dieser bindet im Element zahlungsart einen anonymen Typen (Urkundenanforderung.Zahlungsart) ein, der als Choice die vier möglichen Zahlungsarten abbildet. Die Elemente lastschrift und vorkasse dieses Types binden einen weiteren anonymen Datentypen (Urkundenanforderung.Bankverbindung) ein, der die Bankverbindung abbildet.
Der Typ des Elementes Antragsteller/zahlungsinformation wurde auf Urkundenanforderung.Zahlungsinformation geändert. 
Eine erste Entwurfsfassung wurde an den Verlag zur Überprüfung übermittelt.
Bearbeitet durch: KoSIT (Vahjen)	2017-11-24
Nach telefonischer Rücksprache mit dem Verlag wurden folgende Änderungen an der Modellierung vorgenommen:
· Die Elemente kostenErstesExemplar und kostenWeiteresExemplar bilden nun in einem anonymen Typen über einen Choice die urkundenspezifischen Kosten ab.  
· Es wurden die vom Verlag vorgeschlagenen Dokumentationen der Elemente übernommen, es wurden kleinere Korrekturen an einigen Elementen vorgenommen.
Die überarbeitete Modellierung wurde dem Verlag erneut zur Sichtung übermittelt.
Bearbeitet durch: VfSt (Horn)	2017-11-24
Die Rückmeldung vom Verlag erfolgte umgehend:
„..aus unserer Sicht sind die Änderungen so in Ordnung.“
Bearbeitet durch: KoSIT (Vahjen)	2017-11-24
Es wurde in Abschnitt 12.2.3 ein Passus zur Übermittlung von Zahlungsinformationen aufgenommen, der besagt, dass dies nicht in die Fachlichkeit des PSW fällt und nur zur Beförderung der Umsetzung des Kapitels aufgenommen wurde. Ferner wird in Aussicht gestellt, dass dieser Teil der Übermittlung entfernt werden soll, wenn ein übergreifend genutzter Standard zur Übermittlung von Zahlungsinformationen etabliert ist.
Bearbeitet durch: AG Test / Koch	2017-11-27
Die vorgeschlagenen Änderungen sind korrekt und nachvollziehbar in der Spezifikation umgesetzt.
Bearbeitet durch: QS-Instanz	2017-12-11
Die QS-Instanz stellt zu diesem CR fest:
Die in XPersonenstand geschaffene Lösung für Voranzeigen, Voranmeldungen und Urkundenanforderungen ist geeignet, die Kommunikation von außerhalb der Verwaltung mit den Standesämtern zu intensivieren, denn sie kann in Eingabeverfahren einfach eingesetzt werden und enthält in den meisten Fällen alle Angaben zur weiteren Bearbeitung in den Standesämtern. Auch der Einsatz im Rahmen des Portalverbundes ist möglich.

Darüber hinaus stellt die QS-Instanz zum Thema Zahlungsinformationen fest:
[bookmark: _GoBack]Eine Modellierung der Zahlungsinformationen in XPersonenstand auf Basis einer bereits existierenden Lösung wird solange als sinnvoll erachtet, wie es keinen übergreifend genutzten Standard für die Übermittlung von Zahlungsinformationen gibt. Um der Tatsache Rechnung zu tragen, dass die Zahlungsinformationen nicht Bestandteil der Fachlichkeit des Personenstandswesens sind, ist die aktuelle Modellierung als Maximallösung zu verstehen. So soll sichergestellt werden, dass die Aufwände für die Pflege dieses Aspekts gering gehalten werden.
Die Festlegung der Struktur für Zahlungsinformationen in XPersonenstand soll kein Hinderungsgrund für die Festlegung von Nachrichten für Urkundenanforderungen sein.
Geplante weitere Bearbeitung
1. Vorlegen der Frage der Ausmodellierung der Zahlungsinformation an den CAB
2. Konzept für DVDV-Dienst erstellen
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